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Vorbemerkung	

Manche Leser mögen sich fragen, was 
denn ein Aufsatz über politische Prob-
leme in der Zeitschrift HUMANE WIRT-
SCHAFT zu suchen hat. Der Grund dafür 
ist der Zusammenhang zwischen Män-
geln des politischen Systems und Män-
geln des Wirtschaftssystems. Denn 
Mängel des politischen Systems füh-
ren fast zwangsläufig zu Mängeln des 
wirtschaftlichen Systems.

1.	Der Demokratiebegriff	

Der Philosoph Karl Popper (1902 – 
1994) hat ein Kriterium formuliert, an 
dem man angeblich eine Demokratie 
erkennt: Eine Demokratie ist nur dann 
gegeben, wenn das Volk die Möglich-
keit hat, die jeweiligen Machthaber 
inklusive ihres Klüngels gewaltlos zu 
entmachten. Das Poppersche Krite-
rium sagt allerdings nichts darüber 
aus, wie der Prozess aussehen soll, 
durch den eine neue Regierung ins 
Amt kommt.

In allen sogenannten Demokratien, die 
ich kenne, gibt es keine Trennung zwi-
schen der Abwahl der alten Regierung 
und der Einrichtung einer neuen Regie-
rung. Eine Abwahl der alten Regierung 
müsste ja sicherstellen, dass kein Mit-
glied der alten Regierung in die neue 
Regierung übernommen wird. Es ist 
aber üblich, dass nur die Abgeordne-
ten für das Parlament gewählt werden, 
wobei viele der bisherigen Abgeord-
neten wiedergewählt werden können, 
und dass dann in Koalitionsverhand-
lungen von den Parteigremien ein Vor-
schlag der Regierungszusammenset-
zung erarbeitet wird, der dem neuen 
Parlament zur Abstimmung vorgelegt 
wird. Die Erfahrung zeigt, dass in die-
ser neuen Regierung oft noch etliche 
Positionen mit Mitgliedern der alten 
Regierung besetzt sind.

land leben zurzeit rund 80 Millionen 
Menschen, und deren Schicksal hängt 
stark von Entscheidungen ab, die von 
weniger als achttausend ihrer Mitmen-
schen gefällt werden. Das heißt, dass 
ein Hundertstel Prozent der bundes-
deutschen Staatsbürger wesentlichen 
Einfluss darauf hat, wie das Leben ih-
rer Mitbürger verlaufen wird. Deshalb 
haben die Wähler, die dieses Hun-
dertstel Prozent festlegen, eigentlich 
eine gewaltige Verantwortung – die 
sie aber nicht rechtfertigen müssen, 
da ihre Abstimmungen ja geheim er-
folgen. Es gibt zwar gute Gründe dafür, 
dass die Wahlen geheim erfolgen, aber 
andererseits haben dann alle Wähler 
die Möglichkeit zu behaupten, sie sei-
en es nicht gewesen, durch die die Re-
gierung an die Macht kam, die den Kar-
ren in den Dreck gefahren hat.

4.	 Wer kommt 
	 auf den Simmzettel?	

Während es im Falle der Besetzung 
offener Arbeitsplätze in Betrieben 
oder Behörden keine ernstzunehmen-
den Alternativen zur öffentlichen Aus-
schreibung gibt, ist die Aufforderung 
zur Bewerbung im Falle der Besetzung 
politischer Ämter zweifellos problema-
tisch. Denn wenn nur Bürger in politi-
sche Ämter kommen, die sich zuvor 
beworben haben, werden sehr viele 
besonders geeignete Personen aus-
geschlossen, die Gründe haben, sich 
nicht zu bewerben, die sich aber der 
mit dem Amt verbundenen Verant-
wortung stellen würden, wenn sie da-
rum gebeten würden. Im Unterschied 
zu denen, die sich beworben haben, 
hätten diejenigen, die gebeten wur-
den, das Amt zu übernehmen, keinen 
Grund, sich mehr um ihren Machterhalt 
zu kümmern als um ihre eigentlichen 
Amtsaufgaben.

Im Unterschied zu „normalen“ Arbeits-
plätzen sind „die politischen Arbeits-

Es fällt also im Falle politischer Wahlen 
immer schon vor der eigentlichen Ab-
stimmung eine kritische Entscheidung, 
denn es muss ja entschieden werden, 
welche Alternativen überhaupt zur 
Wahl gestellt werden. Und diese Vor-
abentscheidung ist nicht demokra-
tisch! Man bedenke, dass ja auch in 
totalitären Staaten Parlamentswahlen 
stattfinden. In diesen Fällen legen die 
bisherigen Machthaber fest, wer auf 
den Stimmzettel gesetzt wird. Und das 
sind dann verständlicherweise lauter 
Kandidaten, die garantiert dafür sor-
gen, dass die bisherigen Machthaber 
ihre Macht behalten.

2.	Das Problem 
	 der Wahlberechtigung	

Dass es Regeln geben muss, die festle-
gen, welche unserer Staatsbürger das 
Wahlrecht haben sollen, ist leicht ein-
zusehen, denn es wäre absurd, wenn 
Kindergartenkinder mitbestimmen 
dürften, wer uns regiert. Allerdings 
ist die Festlegung einer Altersgren-
ze durchaus nichttrivial. In der gera-
de stattgefundenen Europawahl durf-
ten in Deutschland erstmalig bereits 
alle deutschen Staatsbürger wählen, 
die 16 Jahre oder älter waren. Früher 
lag bei uns die Grenze zur sogenann-
ten Volljährigkeit bei 21 Jahren. Als 
ich im Jahr 1961 dieses Alter erreichte, 
war ich bestimmt nicht lebenserfah-
ren und wusste über die Problema-
tik politischer Verhältnisse so gut wie 
nichts. Deshalb konnte ich, obwohl ich 
damals schon wählen durfte, meine 
Wahlentscheidungen bestimmt nicht 
überzeugend begründen.

3.	Das Problem 
	 der Wahlberechtigung	

In Parlamentswahlen wird Einfluss dar-
auf genommen, welche kleine Auswahl 
unserer Mitbürger uns in den kommen-
den Jahren regieren soll. In Deutsch-

Probleme unserer Demokratie
Siegfried Wendt



www.humane-wirtschaft.de  Nr. 276 45

plätze“ kein natürliches Ziel bestimm-
ter Ausbildungen. Wieso sollte sich 
also ein promovierter Ingenieur der 
Digitaltechnik wie ich oder eine Kran-
kenschwester, ein Englischlehrer oder 
eine Apothekerin auf einen politischen 
Arbeitsplatz – meistens eine Abgeord-
netenstelle – bewerben? Interessan-
terweise behandelt unser Grundgesetz 
dieses Problem nicht explizit, sondern 
beschränkt sich auf ein paar Aussagen 
über die Existenz von Parteien:

Grundgesetz Artikel 21

(1)	Die Parteien wirken bei der 
politischen Willensbildung des Volkes 
mit. Ihre Gründung ist frei. Ihre innere 
Ordnung muss demokratischen 
Grundsätzen entsprechen. Sie 
müssen über die Herkunft ihrer Mittel 
öffentlich Rechenschaft geben.	
	

(2)	Parteien, die nach ihren Zielen oder 
nach dem Verhalten ihrer Anhänger 
darauf ausgehen, die freiheitliche 
demokratische Grundordnung zu 
beeinträchtigen oder zu beseitigen 
oder den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland zu gefährden, sind 
verfassungswidrig. Über die Frage der 
Verfassungswidrigkeit entscheidet 
das Bundesverfassungsgericht.	
	 

(3)	Das Nähere regeln Bundesgesetze.

Wer diesen Artikel liest und weiß, 
dass dies die einzige Stelle im Grund-
gesetz ist, wo von politischen Partei-
en die Rede ist, muss sich eigentlich 
wundern, welch dominante Rolle die 
Parteien im politischen Geschehen un-
seres Landes spielen dürfen. Bei Wah-
len ist die Frage nach der Parteizuge-
hörigkeit der Kandidaten von zentraler 
Bedeutung. Selbst die sogenannten 
Freien Wähler sind eine Gruppe mit 
Parteienstatus; ihre „Freiheit“ besteht 
lediglich darin, dass sie kein offizielles 
Parteiprogramm haben.

Die Erfahrung zeigt, dass ein Kandi-
dat, der es auf den Stimmzettel ge-
schafft hat, die Stimmenmehrheit be-
kommen kann, selbst wenn er für das 
zu besetzende Amt völlig ungeeignet 
ist. Politische Mündigkeit kann man 
nämlich keineswegs bei allen Wahlbe-
rechtigten voraussetzen - sonst wären 
nicht schon so viele offensichtlich un-
gebildete oder bösartige Kandidaten in 
hohe politische Ämter gewählt worden. 

Deshalb muss man besonders kritisch 
den Prozess betrachten, durch den 
entschieden wird, wer überhaupt auf 
den Stimmzettel gelangt. Der Amts-
eid, den jeder Gewählte leisten muss, 
wenn er in ein Regierungsamt gelangt, 
setzt nämlich seine Eignung für das 
Amt überhaupt nicht voraus. Er lautet:

„Ich schwöre, dass ich meine 
Kraft dem Wohl des Volkes 
widmen, seinen  Nutzen mehren, 
Schaden von ihm wenden, 
Verfassung und Recht wahren 
und verteidigen, meine Pflichten 
gewissenhaft erfüllen und 
Gerechtigkeit gegenüber allen 
üben werde.“

Dieses Versprechen kann auch ein Un-
geeigneter einhalten, denn es geht ja 
nur um den Einsatz seiner Kraft – egal, 
wie schwach diese auch sein mag.

Das einzige Kriterium, nach dem die 
Parteigremien die Prioritätsreihenfol-
ge festlegen, in der sie die Bewerber 
auf den Wahlzettel setzen, ist die Fra-
ge, ob man dem Kandidaten zutraut, 
möglichst viele Wählerstimmen zu ge-
winnen. Und da spielt die Frage nach 
seiner Popularität eine viel größere 
Rolle als die Frage nach seiner fachli-
chen Eignung.

Um von seiner Partei als besonders 
chancenreich betrachtet zu werden, 
muss ein Kandidat im Wahlkampf „die 
Sprache des einfachen Volkes“ spre-
chen können. Deshalb lassen sich die 
Parteien vor Wahlkämpfen von Werbe-
psychologen beraten, die Erfahrung 
darin haben, die Bürger zum Kauf von 
Produkten zu verleiten, die völlig über-
flüssig sind. Es sind nur zwei Dinge, 
die in Wahlkämpfen fast immer betont 
werden: Welche Vorteile wird ein Wäh-
ler haben, wenn er seine Stimme dem 
Kandidaten gibt, und welche Nachteile 
wird das Volk haben, wenn die gegne-
rische Partei an die Macht kommt.

5.	Wen ich mir auf dem 	
	 Stimmzettel wünsche	

Zu Beginn dieses Abschnitts muss ich 
darauf hinweisen, dass die Leser nun 
nicht erwarten sollten, dass ich im Fol-
genden schildere, wie die Verhältnisse 
sein müssten, damit sie mir gefallen. 
Es ist hier so, wie wenn ich sagen wür-
de, dass mir das Essen nicht schmeckt; 

da muss ich auch kein Rezept angeben 
können für ein Essen, das mir schme-
cken würde.

Ich kann zwar Eigenschaften auflis-
ten, die ich mir bei den Kandidaten 
wünsche, die auf dem Stimmzettel 
stehen, aber ich kann den demokrati-
schen Prozess nicht beschreiben, der 
solche Kandidaten auf den Stimmzet-
tel bringt. 

•	 Die Kandidaten sollten 
keinesfalls solche sein, wie sie 
der Liedermacher Reinhard Mey 
karikiert hat in seinem Lied „Was 
kann schöner sein auf Erden, als 
Politiker zu werden?“[1]	
	

•	 Die Kandidaten sollten Lebenser-
fahrung haben und sollten deshalb 
nicht jünger als 40 Jahre sein. Sie 
sollten aber das Rentenalter noch 
nicht erreicht haben, um sich von 
den „normalen“ Bürgern nicht zu 
sehr zu unterscheiden. In höherem 
Alter können sie ja durchaus noch 
als unbesoldete Berater mitwirken.	
	

•	 Die Kandidaten sollten primär da-
nach fragen, was denn die beson-
deren Merkmale eines Lebens sein 
sollten, damit ein Mensch rückbli-
ckend sagen kann, er habe ein gu-
tes Leben gehabt. Sie sollten nicht 
dauernd danach fragen, welche In-
novationen noch realisiert werden 
könnten, die zu einem Wachstum 
der Wirtschaft führen.	
	

•	 Die Kandidaten sollten eine brei-
te Bildung besitzen, die über das 
hinausgeht, was der Autor Diet-
rich Schwanitz in seinem Buch 
„Bildung – Alles, was man wissen 
muss“ beschreibt. Im Unterschied 
zu Schwanitz sollten die Kandida-
ten auch überzeugt sein, dass auch 
Naturwissenschaften und Technik 
zur Bildung gehören. Deshalb habe 
ich mein Buch geschrieben „Was 
Sokrates nicht wissen konnte – Ein 
Bildungsreise zu den Grundlagen 
unserer technischen Zivilisation“.	
	

•	 Die Kandidaten sollten einen Kreis 
von vertrauenswürdigen Freunden 
und Bekannten haben, mit denen 
sie sich jederzeit beraten können.	
	

1  https://www.youtube.com/watch?v=A1UHQJXh8OE
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•	 Ich wünsche mir Kandidaten auf 
dem Stimmzettel, die sich schon 
in den Jahren vor der Wahl den Ruf 
erworben haben, gebildet zu sein 
und sich ihren Mitmenschen soli-
darisch verpflichtet zu fühlen. Da 
es aber unwahrscheinlich ist, dass 
alle Wahlberechtigten diese Kan-
didaten kennen, sollte es zu jedem 
Kandidaten, der auf dem Stimmzet-
tel steht, einen ein- bis zweiseiti-
gen Text geben, worin konzentriert 
das bisherige Leben des Kandida-
ten und sein Weltbild beschrieben 
werden und worin mindestens drei 
öffentlich bekannte Mitmenschen 
begründen, weshalb sie mir den 
Kandidaten zur Wahl empfehlen.

6.	Der zunehmende Einfluss 
	 der „Besserwisser“	

So wie es in jedem Fußballstadion im-
mer viele Zuschauer gibt, die über-
zeugt sind, es besser zu wissen als der 
Schiedsrichter, gibt es an jedem Bier-
tisch Bürger, die überzeugt sind, es bes-
ser zu wissen als die Regierung. Bis vor 
wenigen Jahren gab es noch keine Mög-
lichkeit, dass sich die vielen Biertisch-
strategen zusammentun, um gemein-
sam bundesweit zu demonstrieren. 
Jetzt aber haben uns die vielen Bauern 
mit ihren Traktoren gezeigt, dass es in-

zwischen doch möglich geworden ist, 
in kürzester Zeit Hunderte oder gar 
Tausende von Demonstrationswilligen 
zu einem vorbestimmten Zeitpunkt an 
einem vereinbarten Ort zusammenzu-
bringen, wo sie ihre Beschwerden un-
überhörbar vortragen können. Dies ist 
durch das Internet in Verbindung mit 
den sonstigen Funktionen der Digital-
technik möglich geworden. Anfang Fe-
bruar wurde in der Frankfurter Rund-
schau über die Organisation Compact 
berichtet, von der man Unterstützung 
für die Mobilisierung von Demonstra-
tionsteilnehmern erhalten kann. Der 
Geschäftsführer sagte ganz stolz: „Wir 
erreichen mit unserem Verteiler 3,5 Mil-
lionen Menschen, die wir aufrufen kön-
nen, sich an Protesten zu beteiligen.“ 
 
Da die Forderungen der verschiedenen 
„Besserwissergruppen“ nie alle gleich-
zeitig erfüllbar sind, müssten Kompro-
misse gefunden werden. Dies ist aber 
gar nicht möglich, weil jede Gruppe 
nur für ihre eigenen Interessen kämpft 
und deshalb ein Schlichtungsprozess 
nicht zustande kommen kann. In einer 
solchen Situation ist jede Regierung 
überfordert. Da erinnere ich mich auch 
an eine Feststellung des Philosophen 
José Ortega y Gasset in seinem Essay 
„Der Aufstand der Massen“: „Die Mas-
se glaubt, es sei ihr gutes Recht, ihre 

Stammtischweisheiten durchzudrücken 
und mit Gesetzeskraft auszustatten.“ 

Dass diese Einstellung der Bürger erst 
jetzt zu einem echten politischen Pro-
blem geworden ist, ist eine Folge der 
revolutionären Entwicklung der Digi-
taltechnik, die in dieser Form von den 
politisch Zuständigen nicht vorher-
gesehen werden konnte. Auch ich als 
Fachmann, der mit der Digitaltechnik 
sehr gut vertraut ist, konnte nicht ah-
nen, dass diese Technik eines Tages 
zu sehr ernsthaften politischen Prob-
lemen führen würde. Deshalb kann ich 
nun hier nicht – auch nicht einmal an-
deutungsweise – sagen, wie auf diese 
Probleme reagiert werden sollte.	

Ottfried Höffe: „Die hohe Kunst des Verzichts – Kleine Philosophie der Selbstbeschränkung“ 

Verlag C.H. Beck, München; 2. Aufl. 2023; Hardcover;	192 Seiten;	 € 20,00   ISBN 978-3-406-80746-6

	 eBook; Download;	 € 14,99   ISBN  978-3-406-80747-3

Bezugsquelle über Kurzlink: https://hwlink.de/OH-DHK eBook: https://hwlink.de/OH-DHKe

PROBLEME UNSERER DEMOKRATIE




